
Antrag des Ausschusses 1  

zur Änderung des § 14i Ziffer 2 c) und f) FAO (Fachanwältin- und Fachanwaltsordnung)  

 

Der Ausschuss 1 bittet die Satzungsversammlung, in ihrer Sitzung am 1. Juni 2026 wie folgt zu be-

schließen:  

a) 

§ 14i Ziffer 2 c) FAO wird geändert und wie folgt neu gefasst:  

Bisherige Fassung:  

c) internationales Gesellschaftsrecht, insbesondere Grundzüge des europäischen Gesellschaftsrechts 

sowie der europäischen Aktiengesellschaft, 

Neufassung:  

c) Grundzüge des internationalen Gesellschaftsrechts, insbesondere Grundzüge des europäischen Ge-

sellschaftsrechts sowie der europäischen Aktiengesellschaft, 

 

b) 

§ 14i Ziffer 2 f) FAO wird wie folgt neu gefasst: 

Bisherige Fassung: 

f) Grundzüge des Bilanz- und Steuerrechts, 

Neufassung: 

f) Grundzüge des Bilanz- und Steuerrechts, des Vereins- und Stiftungsrechts, 

 

Begründung: 

Zu a) 

In § 14i Ziffer 1 und 2 FAO sind die für das Fachgebiet Handels- und Gesellschaftsrecht nachzuweisen-

den besonderen Kenntnisse definiert. 

In § 14i Ziffer 2 FAO ist der Bereich des materiellen Gesellschaftsrechts definiert, indem dort in lit. a) bis 

e) Rechtsgebiete des materiellen Gesellschaftsrechts benannt werden, in denen insbesondere beson-

dere Kenntnisse nachzuweisen sind. 



Umfassende Kenntnisse hat jede Bewerberin/jeder Bewerber in den in den in Ziffern a), b), d) und e) 

genannten Kerngebieten nachzuweisen. 

Demgegenüber fordert der aktuelle Wortlaut der Ziffer 2 c) besondere Kenntnisse des materiellen Ge-

sellschaftsrechts, insbesondere 

internationales Gesellschaftsrecht, insbesondere Grundzüge des europäischen Gesellschaftsrechts so-

wie der europäischen Aktiengesellschaft.  

Die aktuelle Formulierung des § 14i 2 c) FAO fordert mithin besondere und umfassende Kenntnisse des 

internationalen Gesellschaftsrecht, hingegen jedoch lediglich Kenntnisse von Grundzügen des europä-

ischen Gesellschaftsrechts sowie der europäischen Aktiengesellschaft. Darin liegt ein Wertungswider-

spruch, der augenscheinlich auf einem Redaktionsversehen des Satzungsgebers beruht. Es ist offen-

sichtlich, dass der Satzungsgeber nicht umfassende Kenntnisse des gesamten internationalen, mithin 

weltweiten Gesellschaftsrechts fordern wollte, demgegenüber jedoch nur „Grundzüge“ des europäi-

schen Gesellschaftsrecht und der europäischen Aktiengesellschaft. Eine Forderung umfassender 

Kenntnisse des weltweiten internationalen Gesellschaftsrechts ginge darüber hinaus deutlich zu weit 

und würde die Anforderungen an die nachzuweisenden Kenntnisse einer Kandidatin/eines Kandidaten 

weit überspannen. Aus diesem Grund ist es konsequent und zwingend, die Anforderung an die Kennt-

nisse des internationalen Gesellschaftsrechts an die Anforderungen der Kenntnisse des europäischen 

Gesellschaftsrechts anzugleichen. Das führt dazu, den Wortlaut der betroffenen Satzungsbestimmung 

an Sinn und Zweck dahin zu ändern, dass sich besondere Kenntnisse auch im Bereich des internatio-

nalen Gesellschaftsrechts lediglich auf dessen Grundzüge erstrecken müssen.  

Umgekehrt wäre eine Ausdehnung der Anforderungen dahin, dass auch umfassende und in keiner 

Weise beschränkte Kenntnisse des europäischen Gesellschaftsrechts und der europäischen Aktienge-

sellschaft gefordert werden, ebenso wenig sachgerecht und würde in der gleichen Weise die Anforde-

rungen an die Bewerberinnen und Bewerber überspannen. 

Zu b) 

Das Vereinsrecht und das Stiftungsrecht sind als Teil des Gesellschaftsrechts anzusehen. Trotz einiger 

Besonderheiten folgen Sie denselben grundlegenden Strukturprinzipien wie klassische Gesellschaften 

(Gesellschaft bürgerlichen Rechts, GmbH, Aktiengesellschaft etc.).  

Diese Einordnung lässt sich systematisch begründen:  

Das Gesellschaftsrecht regelt allgemein privatrechtliche Zusammenschlüsse zur Verfolgung eines be-

stimmten Zwecks. Diesem Prinzip folgen auch das Vereinsrecht und das Stiftungsrecht. Dem Verein 

liegt ebenfalls ein Zusammenschluss mehrerer Personen zur Verfolgung eines gemeinsamen Zwecks 

zugrunde. Dies gilt auch bei der Stiftung mit ihrem verselbstständigten Vermögen zur dauerhaften 

Zweckverfolgung. Darüber hinaus sind sowohl Vereine als auch Stiftungen juristische Personen mit ei-

gener Rechtsfähigkeit unter Trennung zwischen Träger (Mitglieder/Vermögen) und Organisation.  

Weiteres zentrales Element des Gesellschaftsrechts ist die freie Gestaltung der inneren Ordnung durch 

Gesellschaftsvertrag oder Satzung. Dies gilt gleichermaßen für Vereine und Stiftungen. Schließlich 

gleicht auch die Organverfassung von Vereinen und Stiftungen den bekannten Verfassungen im Gesell-

schaftsrecht bei Kapital und Personengesellschaften. Bei Vereinen gilt dies in Gestalt des Vorstandes 

und der Mitgliederversammlung, bei der Stiftung ebenfalls durch den Vorstand und den Stiftungsrat, die 

Struktur der Willensbildung durch Organe ist mithin identisch aufgebaut. 



Das Vereinsrecht wird erfahrungsgemäß ebenso wie das Stiftungsrecht regelmäßig bei den Fachanwäl-

tinnen und Fachanwälten für Gesellschaftsrecht nachgefragt. Das gilt für das Stiftungsrecht aktuell so-

gar in verstärktem Maße.  

Daraus folgt, dass für den Erwerb der Fachanwaltschaft im Handels- und Gesellschaftsrecht besondere 

Kenntnisse in Gestalt von Grundzügen auch im Hinblick auf das Vereinsrecht und das Stiftungsrecht 

gefordert und diese beiden Rechtsgebiete als Bestandteil des Gesellschaftsrechts in die Ausbildung mit 

aufgenommen werden sollten. 

Die nach § 59a Abs. 3 und 4 Satz 1 BRAO vorzunehmende Prüfung ergibt, dass die vorgeschlagenen 

Änderungen des § 14i Nr. 2 FAO verhältnismäßig und durch Ziele des Allgemeininteresses gerechtfer-

tigt ist.  

Wenn die Ergänzung des § 14 Nr. 2 c) FAO als bloße Klarstellung eines Redaktionsversehens angese-

hen wird, besteht das Erfordernis einer Prüfung der Verhältnismäßigkeit nur hinsichtlich der Frage, ob 

die Beschränkung auf Grundzüge des internationalen Gesellschaftsrechts über das zur Erreichung des 

mit der Vorschrift verfolgten Ziels erforderliche Maß hinausgeht. Das ist nicht der Fall. Selbst wenn nicht 

von einer bloßen deklaratorischen Klarstellung ausgegangen würde, ist die Änderung nämlich geeignet 

und erforderlich, um auch zukünftig zu gewährleisten, dass die besonderen theoretischen Kenntnisse, 

welche die Antragstellerin bzw. der Antragsteller gemäß § 2 Abs. 1 und 2 FAO nachzuweisen hat, den 

Bereich des internationalen Gesellschaftsrechts in angemessenem Rahmen umfassen.  

Durch die Änderung wird sichergestellt, dass die theoretischen Kenntnisse auf dem Fachgebiet auf der 

einen Seite erheblich das Maß dessen übersteigen, das üblicherweise durch die berufliche Ausbildung 

und praktische Erfahrung im Beruf vermittelt wird. Entsprechend qualifizierte Fachanwältinnen und 

Fachanwälte können aufgrund der nachgewiesenen besonderen theoretischen Kenntnisse in Gestalt 

der Grundzüge des internationalen Gesellschaftsrechts die Rechte betroffener Mandantinnen und Man-

danten besser wahrnehmen und im Verfahren fundiert und zielgerichtet agieren. 

Die Erweiterung des Fächerkanons in § 14i Nr. 2 f) FAO ist geeignet und erforderlich, um auch zukünftig 

zu gewährleisten, dass die besonderen theoretischen Kenntnisse, welche die Antragstellerin bzw. der 

Antragsteller gemäß § 2 Abs. 1 und 2 FAO nachzuweisen hat, den Bereich des Vereins- und Stiftungs-

rechts in angemessenem Rahmen umfassen.  

Durch die Änderung wird sichergestellt, dass die theoretischen Kenntnisse auf dem Fachgebiet auf der 

einen Seite erheblich das Maß dessen übersteigen, das üblicherweise durch die berufliche Ausbildung 

und praktische Erfahrung im Beruf vermittelt wird. Entsprechend qualifizierte Fachanwältinnen und 

Fachanwälte können aufgrund der nachgewiesenen besonderen theoretischen Kenntnisse in Gestalt 

der Grundzüge des Vereins- und Stiftungsrechts die Rechte betroffener Mandantinnen und Mandanten 

besser wahrnehmen und im Verfahren fundiert und zielgerichtet agieren. 

Mithin ist die Änderung des § 14i Nr. 2 c) FAO sowie die Ergänzung des § 14i Nr. 2 um lit. f) sowohl im 

Interesse der geordneten Rechtspflege als auch zum Schutz der Verbraucherinnen und Verbraucher 

und der sonstigen Dienstleistungsempfängerinnen und Dienstleistungsempfänger i.S.v. II. 2. c) und d) 

der Anlage 1 (zu § 59a Abs. 4 Satz 1 BRAO) gerechtfertigt. Zudem ist sie hierdurch i.S.v. II. 3. f) und g) 

der Anlage 1 (zu § 59a Abs. 4 Satz 1 BRAO) zur Erreichung dieser angestrebten Ziele des Allgemein-

interesses geeignet und geht nicht über das zur Erreichung dieser Ziele erforderliche Maß hinaus. 


